
 

  

S 5 AL 663/01

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Bayerisches Landessozialgericht
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 10
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 5 AL 663/01
Datum 11.04.2002

2. Instanz

Aktenzeichen L 10 AL 209/02
Datum 21.05.2003

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
11.04.2002 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen. 

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten um den Eintritt einer Sperrzeit, die Aufhebung der
Bewilligung von Arbeitslosenhilfe (Alhi) und RÃ¼ckforderung erbrachter Leistungen.

Der am 1960 geborene KlÃ¤ger ist gelernter Datenverarbeitungskaufmann und war
zuletzt als Vertriebsbeauftragter/Vertriebsmitarbeiter bei der Fa. J. AG tÃ¤tig. Am
03.12.1997 meldete er sich arbeitslos und bezog nach ErschÃ¶pfung des
Anspruches auf Arbeitslosengeld (Alg) ab 01.01.1998 zuletzt aufgrund des
Bewilligungsbescheides vom 15.01.2001 ab 26.10.2000 Alhi. Nebenbei war der
KlÃ¤ger selbststÃ¤ndig tÃ¤tig (Vermittlung und Beratung von GeschÃ¤ftspartnern,
VerÃ¤uÃ�erung von Druckmaschinen in den asiatischen Raum; zeitlicher Aufwand
nach seinen Angaben weniger als 10 Stunden wÃ¶chentlich).
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Am 16.01.2001 erhielt er von der Beklagten einen Vermittlungsvorschlag fÃ¼r eine
TÃ¤tigkeit als BÃ¼rokaufmann in der Fa. W. Elektrotechnik GmbH (Fa. W.) in S â�¦
Ausweislich der Stellenbeschreibung handelte es sich dabei um
Einkaufssachbearbeitung, Auftragsbearbeitung und Materialdisposition.
Vorausgesetzt wurden eine kaufmÃ¤nnische Ausbildung, PC-Kenntnisse und
perfektes Deutsch.

Die Fa. W. teilte am 05.02.2001 der Beklagten mit, der KlÃ¤ger habe sich nicht
gemeldet. Hierzu angehÃ¶rt, erklÃ¤rte der KlÃ¤ger mit Schreiben vom 24.03.2001,
der Arbeitsplatz sei zu weit von seiner Wohnung entfernt.

Mit Bescheid vom 08.05.2001 stellte die Beklagte daraufhin den Eintritt einer
Sperrzeit von 12 Wochen fÃ¼r die Zeit vom 20.01.2001 bis 13.04.2001 fest, hob die
Bewilligung von Arbeitslosenhilfe fÃ¼r die Vergangenheit ab 20.01.2001 auf,
forderte die Ã¼berzahlte Alhi in HÃ¶he von 3.963,22 DM zurÃ¼ck und erklÃ¤rte
gleichzeitig die Aufrechnung gemÃ¤Ã� Â§ 51 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)
iVm Â§ 333 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III). Die erforderliche Pendelzeit sei
dem KlÃ¤ger zumutbar.

Den dagegen eingelegten Widerspruch begrÃ¼ndete der KlÃ¤ger damit, er sei nicht
im Besitz eines eigenen Fahrzeuges, er benÃ¶tige allein fÃ¼r den Weg von seiner
Wohnung nach S. mit Ã¶ffentlichen Verkehrmitteln 1 Stunde und 8 Minuten. Hinzu
komme noch ein FuÃ�weg in S. bis zum Arbeitsplatz. Auch entsprÃ¤che die
angegebene TÃ¤tigkeit nicht dem Gebot einer sachgerechten Arbeitsvermittlung, er
sei gelernter Datenverarbeitungskaufmann.

Die Beklagte holte eine Fahrplanauskunft der VGN ein. Diese ergab eine reine
Fahrzeit von der dem Wohnsitz des KlÃ¤gers nÃ¤chstgelegenen Haltestelle nach S.
von 1 Stunde 1 Minute bzw 1 Stunde 2 Minuten.

Der Widerspruch wurde mit Widerspruchsbescheid vom 10.07.2001
zurÃ¼ckgewiesen. Der Vermittlungsvorschlag fÃ¼r die Fa. W. sei sowohl aufgrund
der erforderlichen Pendelzeiten als auch aufgrund des beruflichen Werdeganges
und der Dauer der Arbeitslosigkeit dem KlÃ¤ger zumutbar. Die Voraussetzungen zur
Festsetzung einer Sperrzeit, Aufhebung der Bewilligung von Alhi und deren
RÃ¼ckforderung seien gegeben.

Zur BegrÃ¼ndung der dagegen zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG) erhobenen
Klage nimmt der KlÃ¤ger auf sein bisheriges Vorbringen Bezug. Das SG hat mit
Urteil vom 11.04.2002 die Klage abgewiesen. Die Beklagte habe zutreffend eine
12-wÃ¶chige Sperrzeit festgesetzt, denn der KlÃ¤ger habe ohne wichtigen Grund
eine angebotene Arbeit nicht angenommen. Eine besondere HÃ¤rte liege nicht vor.
Das unterbreitete Arbeitsangebot mit Rechtsfolgenbelehrung genÃ¼ge den
gesetzlichen Anforderungen. Es sei im Rahmen sachgerechter Arbeitvermittlung
unterbreitet worden und nicht fÃ¼r einen BerufsanfÃ¤nger gedacht gewesen. Der
KlÃ¤ger erfÃ¼lle die vorausgesetzten Anforderungen. Zudem mÃ¼sse sich der
KlÃ¤ger wegen der Dauer seiner Arbeitslosigkeit auf TÃ¤tigkeiten unterhalb seines
erlernten Berufes verweisen lassen (Â§ 121 Abs 3 SGB III). Auch die erforderliche
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Pendelzeit sei zumutbar (Â§ 121 Abs 4 SGB III). Das Verhalten des KlÃ¤gers sei
kausal fÃ¼r das Nichtzustandekommen des ArbeitsverhÃ¤ltnisses. Dies werde nach
der Rechtsprechung unterstellt. Die Aufhebung der Bewilligung von Alhi sei
gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1 Satz 2 Nr 4 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X) iVm Â§
330 Abs 3 SGB III rechtmÃ¤Ã�ig. Der KlÃ¤ger habe zumindest grob fahrlÃ¤ssig nicht
gewusst, dass sein Anspruch auf Alhi zum Ruhen gekommen sei. Die weiteren
Voraussetzungen zur Aufhebung des Bewilligungsbescheides seien eingehalten. Die
RÃ¼ckforderung sei zu Recht erfolgt.

Dagegen hat der KlÃ¤ger Berufung zum Bayer. Landessozialgericht (LSG) eingelegt.
Zur BegrÃ¼ndung stÃ¼tzt er sich im Wesentlichen auf seinen bisherigen Vortrag.
ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt er aus, bei einer anzunehmenden Gehgeschwindigkeit von 3
km/h fÃ¼r die Strecke vom Arbeitsort zu Ã¶ffentlichen Verkehrsmitteln benÃ¶tige
er zumindest 13 Minuten. Damit sei die zumutbare Gesamtpendelzeit
Ã¼berschritten.

Der KlÃ¤ger beantragt, das Urteil des SG NÃ¼rnberg vom 11.04.2002 sowie den
Bescheid vom 08.05.2001 in der Gestalt des Widerspruchsbescheides vom
10.07.2001 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt, die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie hÃ¤lt die Entscheidung des SG fÃ¼r zutreffend. Die Gehgeschwindigkeit sei mit
5 km/h anzusetzen (vgl KG Berlin, Urteil vom 21.03.1991 â�� 12 U 7443/89 â��
verÃ¶ffentlicht in juris). Es sei eine Rechtsfolgenbelehrung (R1) erteilt worden.

Auf Nachfrage des Senats hat die Fa. W. mitgeteilt, ihr Betrieb sei von der
nÃ¤chsten Haltestelle Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel ca 600 m entfernt; der
Bruttoarbeitsverdienst des KlÃ¤gers hatte 4.000.00 DM betragen.

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird auf die beigezogene Akte der Beklagten
sowie auf die Gerichtsakten erster und zweiter Instanz Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig (Â§Â§ 143, 144, 151
Sozialgerichtsgesetz â�� SGG), jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das SG die
Klage abgewiesen. Der Bescheid vom 08.05.2001 idG des Widerspruchsbescheides
vom 10.07.2001 ist rechtmÃ¤Ã�ig, der Anspruch auf Alhi ruhte fÃ¼r die Zeit vom
20.01.2001 bis 13.04.2001 aufgrund der zu Recht verhÃ¤ngten Sperrzeit. Die
Aufhebung der Bewilligung von Alhi und die Erstattungsforderung bezÃ¼glich der
Ã¼berzahlten Leistungen ist rechtmÃ¤Ã�ig.

Nach der hier allein heranzuziehenden Regelung des Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III in
der bis 30.06.2001 geltenden Fassung iVm Â§ 198 SGB III tritt eine Sperrzeit von 12
Wochen ein, wenn der Arbeitslose trotz Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen eine vom
Arbeitsamt unter Benennung des Arbeitgebers und der Art der TÃ¤tigkeit
angebotene BeschÃ¤ftigung nicht angenommen oder nicht angetreten hat

                               3 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGB_III/121.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_X/48.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/330.html
https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=12%20U%207443/89
https://dejure.org/gesetze/SGG/143.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/151.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/144.html
https://dejure.org/gesetze/SGB_III/198.html


 

(Sperrzeit wegen Arbeitsablehnung), ohne fÃ¼r sein Verhalten einen wichtigen
Grund zu haben. Die Sperrzeit beginnt mit dem Tag nach dem Ereignis, das die
Sperrzeit begrÃ¼ndet. WÃ¤hrend der Sperrzeit ruht der Anspruch auf
Arbeitslosengeld (Â§ 144 Abs 2 SGB III).

Die Voraussetzungen fÃ¼r die VerhÃ¤ngung einer Sperrzeit von 12 Wochen waren
ab dem 20.01.2001 gegeben. Der Vermittlungsvorschlag war mit Schreiben vom
16.01.2001 dem KlÃ¤ger per Post Ã¼bermittelt worden. GemÃ¤Ã� Â§ 37 Abs 2 SGB
X, der hier entsprechend heranzuziehen ist, gilt der Vermittlungsvorschlag am 3.
Tag nach Aufgabe zur Post, hier also am 19.01.2001, als bekanntgegeben. Damit ist
der Beginn der Sperrzeit gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs 2 Satz 1 1. Alt. SGB III zutreffend auf
den 20.01.2001 festgesetzt worden.

Dem KlÃ¤ger wurde ein hinreichend bestimmtes Arbeitsangebot unterbreitet. Eine
ordnungsgemÃ¤Ã�e Belehrung Ã¼ber die Rechtsfolgen einer Arbeitsablehnung
wurde erteilt. Dies ergibt sich aus der ErklÃ¤rung des KlÃ¤gers Ã¼ber das
Nichtzustandekommen eines BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses und aus einer
Auskunft der Beklagten.

Der KlÃ¤ger hat diese BeschÃ¤ftigung nicht angenommen, weil er sie aufgrund
seiner Ausbildung und der erforderlichen Pendelzeit fÃ¼r unzumutbar hielt. Er hat
sich deshalb nicht an die Fa. W. gewandt. Dies stellt eine Nichtannahme einer
angebotenen BeschÃ¤ftigung dar. Ein wichtiger Grund zur Ablehnung des
BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses ist nicht ersichtlich, denn die angebotene
BeschÃ¤ftigung war dem KlÃ¤ger zumutbar. Der wichtige Grund muss dabei
objektiv vorliegen (vgl BSG SozR 3-4100 Â§ 119 Nr 11).

Die angebotene TÃ¤tigkeit entsprach den GrundsÃ¤tzen sachgerechter
Arbeitsvermittlung. GemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs 2 SGB III hat das Arbeitsamt durch die
Vermittlung darauf hinzuwirken, dass Arbeitssuchende eine Arbeitsstelle und
Arbeitgeber geeignete Arbeitnehmer erhalten. Es hat dabei die Neigung, Eignung
und LeistungsfÃ¤higkeit des Arbeitssuchenden sowie die Anforderungen der
angebotenen Stellen zu berÃ¼cksichtigen. Die Zumutbarkeit einer angebotenen
BeschÃ¤ftigung ist in Â§ 121 SGB III geregelt. Hiernach sind einem Arbeitslosen alle
seiner ArbeitsfÃ¤higkeit entsprechenden BeschÃ¤ftigungen zumutbar, so weit
allgemeine oder personenbezogene GrÃ¼nde der Zumutbarkeit einer
BeschÃ¤ftigung nicht entgegenstehen (Â§ 121 Abs 1 SGB III). GemÃ¤Ã� Â§ 121 Abs
5 SGB III ist eine BeschÃ¤ftigung nicht schon deshalb unzumutbar, weil sie ua nicht
zum Kreis der BeschÃ¤ftigungen gehÃ¶rt, fÃ¼r die der Arbeitnehmer ausgebildet ist
(Datenverarbeitungskaufmann) oder die er bisher ausgeÃ¼bt hat
(Vertriebsmitarbeiter). Vom 7. Monat der Arbeitslosigkeit an ist dem Arbeitslosen
eine BeschÃ¤ftigung nur dann nicht zumutbar, wenn das daraus erzielbare
Nettoeinkommen unter BerÃ¼cksichtigung der mit der BeschÃ¤ftigung
zusammmenhÃ¤ngenden Aufwendungen niedriger ist als das Alg (Â§ 121 Abs 3 Satz
3 SGB III). Dabei wÃ¤re hier auf die Alhi abzustellen (Â§ 198 SGB III).

Einstellungsvoraussetzungen sollten nach der Stellenbeschreibung eine
kaufmÃ¤nnische Ausbildung, Berufserfahrung, PC-Kenntnisse und perfektes
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Deutsch sein. Der KlÃ¤ger war gelernter Datenverarbeitungskaufmann, er hatte im
kaufmÃ¤nnischen Bereich â�� wie sich aus seinem beruflichen Vorleben ergibt â��
bereits Erfahrungen gesammelt und verfÃ¼gte Ã¼ber PC-Kenntnisse. Er hat
nÃ¤mlich angegeben, die von ihm nebenbei ausgeÃ¼bte selbststÃ¤ndige TÃ¤tigkeit
ua per E-Mail zu erledigen, so dass er mit einer TÃ¤tigkeit am PC vertraut ist. Nach
den von ihm gefertigten SchriftsÃ¤tzen ist auch vom Vorhandensein
entsprechender Deutschkenntnisse auszugehen. I. Ã�. gibt er selbst an, die
Anforderung des Arbeitsangebotes hÃ¤tte er erfÃ¼llt. Auf die weiteren
AusfÃ¼hrungen im Urteil des SG hierzu wird gemÃ¤Ã� Â§ 153 Abs 2 SGG Bezug
genommen. Allgemeine oder personenbezogene GrÃ¼nde, die gegen eine
Zumutbarkeit der angebotenen TÃ¤tigkeit sprechen (Â§ 121 Abs 1 SGB III) finden
sich nicht. Vielmehr wurde eine Ausbildung und vorhandene Berufserfahrung
gefordert. Es handelte sich damit nicht um eine EinsteigertÃ¤tigkeit, fÃ¼r die der
KlÃ¤ger Ã¼berqualifiziert wÃ¤re. Die Art der angebotenen TÃ¤tigkeit ist ihm auch
unter BerÃ¼cksichtigung der VerdienstmÃ¶glichkeiten (Â§ 121 Abs 3 Satz 3 SGB III)
zumutbar. Laut Auskunft der Fa. W. hÃ¤tte er einen monatlichen Bruttoverdienst in
HÃ¶he von 4000,00 DM erzielen kÃ¶nnen. FÃ¼r die streitgegenstÃ¤ndliche Zeit
hatte der KlÃ¤ger Anspruch auf Alhi in HÃ¶he von 390,74 DM wÃ¶chentlich gehabt.

Entgegen der Auffassung des KlÃ¤gers ist die angebotene BeschÃ¤ftigung auch
unter BerÃ¼cksichtigung der erforderlichen Pendelzeiten zumutbar. GemÃ¤Ã� Â§
121 Abs 4 Satz 1 ist einem Arbeitslosen eine BeschÃ¤ftigung nicht zumutbar, wenn
die tÃ¤glichen Pendelzeiten zwischen seiner Wohnung und der ArbeitsstÃ¤tte im
Vergleich zur Arbeitszeit unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig lang sind. Als
unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig lang anzusehen sind im Regelfall Pendelzeiten von
insgesamt mehr als 2 1/2 Stunden bei einer Arbeitszeit â�� wie hier â�� von mehr
als 6 Stunden (Â§ 121 Abs 4 Satz 2 SGB III). Unstreitig ist, dass der KlÃ¤ger fÃ¼r
den Weg von seiner Wohnung bis zur Endhaltestelle in S. 1 Stunde und 8 Minuten
benÃ¶tigt. Dies ergibt sich aufgrund der eingeholten FahrplanauskÃ¼nfte durch die
Beklagte sowie den Angaben des KlÃ¤gers. In S. hat der KlÃ¤ger nach Auskunft der
Fa. W. noch eine Strecke von ca 600 m zur ArbeitsstÃ¤tte zurÃ¼ckzulegen. FÃ¼r
diese Strecke benÃ¶tigt der KlÃ¤ger nach Auffassung des Senates bei einer
anzusetzenden Gehgeschwindigkeit von 5 bis 6 km pro Stunde hÃ¶chstens 7
Minuten. Es kommt dabei nicht auf die vom KlÃ¤ger gemessene tatsÃ¤chliche Zeit
an, vielmehr muss ein objektivierbarer MaÃ�stab zugrunde gelegt werden. Nach
stÃ¤ndiger Rechtsprechung des Bundessozialgerichtes (BSGE 62, 273; BSG SozR
3-3870 Â§ 4 Nr 20) wird eine erhebliche Gehbehinderung ua dann angenommen,
wenn eine Strecke von 2.000 m nicht innerhalb von 30 Minuten zurÃ¼ckgelegt
werden kann. Eine erhebliche Gehbehinderung ist somit dann gegeben, wenn eine
Gehgeschwindigkeit von 4 km/h unterschritten wird. Hieraus schlieÃ�t der Senat,
dass es fÃ¼r einen nicht erheblich gehbehinderten Menschen â�� wie dem KlÃ¤ger
â�� mÃ¶glich ist, schneller als 4 km pro Stunde zu gehen. Es ist somit von einer
Gehgeschwindigkeit von mindestens 5 bis 6 km/h auszugehen, insbesondere weil
hier keine Anhaltspunkte dafÃ¼r vorliegen, dass beim KlÃ¤ger aufgrund seines
Alters, seines gesundheitlichen Zustandes und seiner Angaben in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung Anzeichen einer Gehbehinderung vorliegen. Auch ist die Strecke nicht
so lange, dass eine hÃ¶here Gehgeschwindigkeit als 4 km/h eine besondere
Ausdauer erforderliche machen wÃ¼rde. Bei einer somit erreichbaren
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Gehgeschwindigkeit im Mittel von zumindest 5,5 km/h kann der KlÃ¤ger die Strecke
von der Bushaltestelle in S. bis zur ArbeitsstÃ¤tte in weniger als 7 Minuten
zurÃ¼cklegen. Somit ergibt sich eine einfache Pendelzeit von hÃ¶chstens 1 Stunde
15 Minuten und eine Gesamtpendelzeit von hÃ¶chstens 2 Stunden 30 Minuten.
Diese ist dem KlÃ¤ger zumutbar; unzumutbar ist lediglich eine Pendelzeit von mehr
als 2 Stunden 30 Minuten.

Somit war gemÃ¤Ã� Â§ 144 Abs 1 Nr 2 SGB III eine Sperrzeit von 12 Wochen,
beginnend ab 20.01.2001, eingetreten.

Eine besondere HÃ¤rte im Sinne des Â§ 144 Abs 3 Satz 1 SGB III lag nicht vor. Dabei
ist auf eine Bewertung der GesamtumstÃ¤nde des Einzelfalles abzustellen. Der
unbestimmte Rechtsbegriff der besonderen HÃ¤rte kann nur dann angenommen
werden, wenn nach den UmstÃ¤nden des Einzelfalles der Eintritt einer Sperrzeit mit
der Regeldauer im Hinblick auf die fÃ¼r den Eintritt maÃ�gebenden Tatsachen
objektiv als unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig anzusehen ist (vgl BSG aaO mwN).
Anhaltspunkte hierfÃ¼r fehlen aber: Der KlÃ¤ger hat sich nicht unverschuldet
Ã¼ber die Zumutbarkeit der angebotenen BeschÃ¤ftigung geirrt. Zumindest wÃ¤re
von ihm zu erwarten gewesen, dass er sich wegen seiner Fragen zur angebotenen
BeschÃ¤ftigung und der Pendelzeit an die Beklagte oder zunÃ¤chst einmal an den
Arbeitgeber wendet. Er verlieÃ� sich hier jedoch auf seinen eigenen Eindruck â��
wobei er die erforderliche Pendelzeit damals noch nicht gekannt haben kann, denn
er ist erst im Laufe des Berufungsverfahrens die Strecke vom Arbeitsort zur
nÃ¤chsten Haltestelle Ã¶ffentlicher Verkehrsmittel abgegangen â�� und handelte
somit bewusst auf eigene Gefahr (vgl BSG aaO). Das Vorliegen einer besonderen
HÃ¤rte â�� persÃ¶nliche und wirtschaftliche UmstÃ¤nde sind hierbei nicht zu
berÃ¼cksichtigen (vgl Niesel, SGB III, 2. Auflage, Â§ 144 RdNr 107) â�� ist somit
zutreffend von der Beklagten verneint und eine Sperrzeit von 12 Wochen verhÃ¤ngt
worden.

Infolge des Eintritts einer Sperrzeit ruhte der Anspruch auf Alhi fÃ¼r die Zeit vom
20.01.2001 bis 13.04.2001. Es ist somit gegenÃ¼ber der Bewilligung von Alhi
(zuletzt mit Bescheid vom 11.01.2001) in den tatsÃ¤chlichen und rechtlichen
VerhÃ¤ltnissen, die bei Erlass des Verwaltungsaktes mit Dauerwirkung â�� um
einen solchen handelt es sich bei dem Bewilligungsbescheid vom 11.01.2001 â��
vorgelegen haben, eine wesentliche Ã�nderung eingetreten. GemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 1
Satz 2 Nr 4 SGB X, der hier allein in Betracht kommt, soll der Verwaltungsakt mit
Wirkung vom Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse aufgehoben werden,
soweit der Betroffene wusste oder nicht wusste, weil er die erforderliche Sorgfalt in
besonders schwerem MaÃ�e verletzt hat, dass der sich aus dem Verwaltungsakt
ergebende Anspruch kraft Gesetzes zum Ruhen gekommen oder ganz oder
teilweise weggefallen ist. Der KlÃ¤ger wusste aufgrund der ausgehÃ¤ndigten
MerkblÃ¤tter, deren Erhalt er in seinem Fortzahlungsantrag vom 13.12.2000
bestÃ¤tigt hat, dass eine Sperrzeit eintritt, wenn er eine zumutbare BeschÃ¤ftigung
ohne wichtigen Grund nicht annimmt (Bl 43 des Merkblattes, Stand April 2000).
Sollte der KlÃ¤ger weder das Merkblatt noch die Rechtsfolgenbelehrung des
Vermittlungsangebotes gelesen haben, so hat er dann zumindest grob fahrlÃ¤ssig
gehandelt. Die Nichtbeachtung eines nachweislich ausgehÃ¤ndigten Merkblattes zu
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einem konkreten Leistungstatbestand wird im Allgemeinen grobe FahrlÃ¤ssigkeit
begrÃ¼nden (vgl hierzu von Wulffen/Wiesner, SGB X, 4. Auflage, Â§ 45, RdNr 24;
Niesel, SGB III, 2. Auflage, Â§ 330 RdNr 32; BSG SozR 3-4100 Â§ 103 Nr 9).

Dem KlÃ¤ger musste somit ohne Weiteres einleuchten, dass er den Anspruch auf
Arbeitslosenhilfe verliert, wenn er keinerlei Kontakt mit der Fa. W. aufnimmt und
nicht unmittelbar RÃ¼cksprache mit der Beklagten wegen der Zumutbarkeit der
angebotenen BeschÃ¤ftigung nimmt. Letzteres hat er aber erst auf AnhÃ¶rung der
Beklagten vom 13.03.2001 mit Schreiben vom 24.03.2001 getan.

Anhaltspunkte dafÃ¼r, dass er persÃ¶nlich dazu nicht in der Lage gewesen wÃ¤re
zu erkennen, dass ihm kein weiterer Anspruch auf Alhi nach der Ablehnung der
angebotenen BeschÃ¤ftigung zustehe, fehlen (subjektiver MaÃ�stab). Insbesondere
ist der KlÃ¤ger, wie sich aus seinen SchriftsÃ¤tzen ergibt, in der Lage, den Inhalt
von MerkblÃ¤ttern und behÃ¶rdlichen Schreiben zutreffend zur Kenntnis zu
nehmen. Er besitzt die geistigen FÃ¤higkeiten, die Folgen seines Handelns aufgrund
der ihm vorliegenden MerkblÃ¤tter und Rechtsfolgenbelehrungen zu erkennen.

Die weiteren Voraussetzungen zur Aufhebung der Bewilligung von Arbeitslosengeld
fÃ¼r die Vergangenheit (AnhÃ¶rung, Einjahresfrist gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs 4 Satz 1 iVm
Â§ 45 Abs 4 Satz 2 SGB X) liegen vor. Bei der Entscheidung Ã¼ber die Aufhebung
hat die Beklagte kein Ermessen auszuÃ¼ben, Â§ 330 Abs 3 SGB X.

Die Erstattungsforderung selbst findet ihre Rechtsgrundlage in Â§ 50 Abs 1 SGB X.
BezÃ¼glich der HÃ¶he der RÃ¼ckforderung bestehen keine Zweifel.

Die Aufrechnung ist gemÃ¤Ã� Â§ 51 Abs 2 SGB I iVm Â§ 333 Abs 1 SGB III
rechtmÃ¤Ã�ig.

Die Berufung ist nach alledem als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 SGG.

GrÃ¼nde, die Revision zuzulassen (Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG), liegen nicht vor.

Erstellt am: 14.08.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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